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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Regierungs⸗ und Gewerberat Dr. Regiſtrator bei dem Landesgewerbeamt er⸗ 
Brandes in Poſen iſt zum 1. Mai d. J. nannt worden. 
nach Oppeln verſetzt worden. Ihm iſt die 
planmäßige Stelle eines Regierungs- und Den Gewerbe ⸗Juſpektionsaſſiſtentinnen 
Gewerberats bei der Regierung in Oppeln Dauß in Frankfurt a. M.⸗Süd, Herrmann 
und des Aufſichtsbeamten im Sinne des in Berlin⸗Weſt, Specht in Berlin⸗Oſt, 
Š 1390 der Gewerbeordnung für den Bezirk Seiffert in Liegnitz, Koopmann in Berlin⸗ 
dieſer Regicrung verliehen worden. Nordoſt und Bernecker in Wittenberg ſind 
vom 1. April d. J. an planmäßige Stellen 
8 von Gewerbe-⸗Juſpektionsaſſiſtentinnen bei den 
Der Polizeiſekretär Höltkemeier in bezeichneten Gewerbeinſpektionen verliehen 
Berlin iſt zum expedierenden Sekretär und worden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


N Kapitalabwanderung in das Ausland. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 14. April 1919. 

! Abdruck der vom Finanzminiſterium hinſichtlich der Wertpapierausfuhr im Poſtpaket⸗ 
verkehr erlaſſenen Verfügung vom 31. v. Mts. überſende ich unter Hinweis auf den Erlaß 
vom 31. Januar d. Is. (HM Bl. S. 33/34) zur Kenntnisnahme. 

} Im Auftrage. 
lla! 1148/1[b 1866. Neuhaus. 


An die amtlichen Handelsvertretungen und die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, 
Danzig, Stettin, Magdeburg, Merſeburg und Arnsberg. 
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Anlage, 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 31. März 1919. 

III. 3734. x 

Nach einer Mitteilung des Reichsſchatzamts (Zentrale für Poſtüberwachung) 

werden die nach dem Auslande gerichteten Wertpakete jetzt ſämtlich den Poſt⸗ 

überwachungsſtellen zugeführt, von denen ſowohl die Wertpakete als auch die 

Wertbriefe lückenlos geprüft werden. Die Organiſation dieſer Stellen bietet 

eine hinreichende Gewähr dafür, daß bei der Ausfuhr von Wertpapieren die 

Vorſchriften der Verordnung vom 21. November 1918 über die Maßnahmen 

gegen die Kapitalabwanderung in das Ausland (RGBl. S. 1325) beachtet 
werden. Im Einverſtändnis mit dem Reichsminiſterium der Finanzen wird 
daher die Verfügung vom 21. Dezember 1918 (III. 11 289, II. 17.080) inſoweit 
aufgehoben, als ſie ſich auf die Wertpapierausfuhr im Poſtpaketverkehre 
bezieht und die Beifügung beſonderer, von der Handelskammer beglaubigter 
Beſcheinigungen verlangt. ; 

Ich erſuche, hiernach ſchleunigſt das Erforderliche zu veranlaſſen. 


(Unterſchrift.) 
An die Oberzolldirektionen. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Amtsbezeichnung der Strom⸗, Schiffahrts⸗ und Hafenpolizeibeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 15. April 1919. 

Der Beſchluß des Staatsminiſteriums über die veränderte Amtsbezeichnung der Schutz⸗ 
männer und Polizeiwachtmeiſter der ſtaatlichen Polizeiverwaltungen vom 31. Januar d. Is., 
den das Miniſterium des Innern durch den in Abſchrift beigefügten Erlaß vom 3. Februar. 
d. Is. (IIb 515) bekanutgegeben hat, gilt entſprechend auch für die in Kap. 68 Tit. 1 des 
"Haushalts aufgeführten unteren Strom-, Schiffahrts⸗ und Hafenpoltzeibeamten meiner 
Verwaltung. Sie haben in Zukunft durchweg die Amtsbezeichnung „Schiffahrtspolizei⸗ 
Wachtmeiſter“, bezw. die bisherigen Polizeiwachtmeiſter die Amtsbezeichnung „Schiffahrts⸗ 
polizei⸗Oberwachtmeiſter“ zu führen. 

Im Auftrage. 
III 1558. L Ang. von Meyeren. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
Anlage. 


Miniſterium des Innern. Berlin, den 3. Februar 1919. 
IIb 515. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium hat am 31. Januar 1919 beſchloſſen, 
daß bei den ſtaatlichen Polizeiverwaltungen folgende Abänderungen der Amts⸗ 
bezeichnungen eingeführt werden: : 

1. Statt Schumann (Kriminalſchutzmann) Polizeiwachtmeiſter 
(Kriminalwachtmeiſter). 

2. Statt Polizeiwachtmeiſter (Kriminalwachtmeiſter) — Polizeiober⸗ 
wachtmeiſter (Kriminaloberwachtmeiſter). 

3. Statt Polizei-(Kriminal-)Oberwachtmeiſter Bezirksoberwachtmeiſter. 

Alle übrigen Amtsbezeichnungen bleiben unverändert. 


(Unterſchrift.) 


An die Herren Regierungspräſidenten, in deren Bezirken ſich ſtaatliche Polizei⸗ 
verwaltungen befinden, ſowie an den Herren Polizeipräſidenten in Berlin. 
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Beköſtigungs⸗ und Übernachtungsgeld der Seeober⸗ und Seelotſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 29. April 1919. 

Im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Finanzminiſter beftinune ich, daß den Secober⸗ 
und Seelotſen vom 1. Januar d. Is. ab für jeden Tag, an dem ſie mindeſtens 8 Stunden 
ununterbrochen außerhalb des Dienſtorts tätig ſind, Beköſtigungsgelder und gegebenenfalls 
Übernachtungsgelder unter den gleichen Vorausſetzungen und in derſelben Höhe gezahlt 
werden, wie ſie den Beamten der allgemeinen Bauverwaltung nach Abſchnitt H der 
Beſtimmungen vom 20. September 1909 (III P. 9. 484. C.) und durch den Runderluß des 
Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 25. Februar 1919 (IM P. 9. 62. (.) zugeſtanden 
ſind. Die zu zahlenden Beträge ſind bei Kap. 68 Tit. 12 des Haushalts bis zur Ein⸗ 
ſtellung von Mitteln als Mehrausgabe zu verrechnen. 

Die angezogenen Beſtimmungen ſetze ich als bekannt voraus. 


Im Auftrage. 


III 2809. ! von Meyeren. 

An die Herren Regierungspräſidenten in Stettin, Königsberg i. Pr., Danzig, Köslin und 
u 9 9 í í 
Stralſund. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 
Heizerkurſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 23. April 1919. 


Es wird beabſichtigt, im Laufe des Rechnungsjahrs 1919 in folgenden Regierungs⸗ 
bezirken ſtaatliche Wanderkurſe für Heizer und Maſchiniſten abhalten zu laſſen: 


Leiter: Ingenieur Spitznas. 


Im Bezirk Berlin vom 16. Juni bis 30. Juni 1919, 
. — ; í s pd SAT el 1919, 
Schleswig (Kiel) 18. Auguſt 1. September 1919, 

V g : (Altona) 15. September 29. September 1919, 
, - . : % . Oktober 16. Oktober 1919, 
Miünſter (Bocholt) 27. Oktober 10. November 1919, 

1 Osnabrück 17. November 1. Dezember 1919, 
. Hannover . 8. Dezember 22. Dezember 1919, 
Wiesbaden (Frankfurt a/ M.) — 5. Januar 19. Jauuar 1920, 

Potsdam (Luckenwalde) 286. Januar 9. Februar 1920, 

- z (Oberſchöneweide) 23. Februar 8. März 1920, 
Lliegnitz (Hirſchberg) 15. März 209. März 1920. 


Ich erſuche Sie, das Erforderliche wegen der Bekauntgebung und weiteren Vor⸗ 
bereitung rechtzeitig zu veranlaſſen und mir ſpäteſtens 6 Wochen vor Beginn des Kurſus 
über die Zahl der gemeldeten Teilnehmer und die endgültig zur Verfügung ſtehenden 
Unterrichtsräume uff. zu berichten. ; 


Diejenigen Regierungsbezirke, für die ebenfalls ſtaatliche Heizerkurſe beantragt ſind, 
deren Abhaltung jedoch wegen der Kürze der zur Verfügung ſtehenden Zeit und infolge 
der ſchwierigen Verkehrsverhältniſſe in dieſem Jahre nicht möglich war, werden im 
kommenden Jahr an erſter Stelle berückſichtigt werden. 

P Einer Weiteren Anmeldung von Orten, für die im Laufe des nächſten Jahres ein 
Bedürfnis zur Abhaltung von Kurſen vorliegt, ſehe ich Anfang nächſten Jahres entgegen. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. April 1914 — II 3753 ermächtige ich Sie, 
würdigen und bedürftigen Teilnehmern an den ſtaatlichen Wanderkurſen für Heizer und 
Maſchiniſten in geeigneten Fällen auch im laufenden Rechnungsjahre neben dem Erlaß des 
Schulgeldes Beihilfen bis zur Höhe von 20 / zu bewilligen. Die entſtehenden Ausgaben 
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jind bei Kap. 69 Tit. 13 des Haushalts zu verrechnen und jedesmal nach Beendigung eines 


Kurſus mit der Berechnung der Schulgeldeinnahmen nachzuweiſen. ? 
Im Auftrage. 
HH 2362. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereinen. 


J I Mi : 
Bezeichnung Den nachgenannten Vereins⸗Ingenieuren Find vet Aus der 
der Vereine erteilt worden die Berechtigungen des Ober: tätigkeit Tiub 
nach ihrem Sitz. ingenieurs ſind ausgeſchieden: 
J. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades. beauftragt: Sgeſch 
9 i st Joerg, 
Abona? | Seifen 
Borner — Haver * u 
\ I Baurat ' 
Pau Meyer, | | Direktor 
a — Hilliger, Kayſer, Riethdorff 3] Hilliger, 
Jaentſch | Steinberg, ] Hennicke 
Wedekind 
Chriſt, 
9 
0 Becker 
Danzig. za I Hintz, ; 
| Votſch, 
| Seelmann 
Dortmund.. Rn Nau 
Eſſen : | Schulte = Kuhlmann 
Frankfurt a. M. Teige — 
5 Ë Po Diester] Schulte, 
M. Gladbach. Pohl Diesterweg Š dan 
Hannover. . Raſch — = = — 
Königsberg - Pfotenhauer Schroeder — 
Magdeburg.. Schoppe Berner Guhlke Rheineck 
Poſen š: — : Wundrich IH Dittmar 
Se e — — — Täubrich Sydow 


2. Handwerksangelegenheiten. 
Werkzeuge und Waren aus Beſtänden der Heeres- und Marineverwaltung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18. April 1919. 


Die aus dem Heeresdienſte zur Entlaſſung kommenden Handwerker ſehen ſich bei der 
Wiederingangſetzung ihrer Betriebe vielfach Schwierigkeiten gegenüber, unker denen der 


Mangel an Werkzeugen und Maſchinen, an Rohſtoffen, Halb- und Fertigfabrikaten beſonders 


drückend empfunden wird. Um dieſer Not zu ſteuern, hat ſich das Reichsverwertungsamt 
bereit erklärt, dem Handwerk durch Abgabe von Werkzeugen uſw. aus freiwerdenden 
Beſtänden der Heeres und Marineverwaltung zu Hilfe zu kommen. Dieſe Hilfe würde 
dem Handwerk ſchnell und einfach zuteil werden, wenn die Abnahme der Güter aus den 
Lägern des Reichsverwertungsamts in größeren Mengen, am beſten waggonweiſe, durch 
Genoſſenſchaften und andere Vereinigungen ſowie die Wirtſchaftsſtellen der Kammern erfolgen 
würde, denen dann die Weiterleitung an die einzelnen Handwerksbetriebe obliegt. Aber 


w 


auch die Abnahme kleinerer Mengen ift vorgeſehen dadurch, daß das Reichsverwertungs⸗ 
amt in Abweichung von dem ſonſt von ihm befolgten Grundſatze, nicht an Einzelperſonen 
zu verkaufen, entgegenkommenderweiſe ſogenannte Kleinverkäufe zugelaſſen hat, d. h. Verkäufe 
an einzelne Betriebsunternehmer bis zu einem Höchſtbetrage von insgeſamt 2000 J und 
nicht über 1000 1 der einzelnen Warengattung. Vorausſetzung iſt dabei, daß der einzelne 
Handwerker einen Dringlichkeitsſchein der Handwerkskammer oder der von ihr damit 
betrauten Stelle (Wirtſchaftsſtelle, Verdingſtelle uſw.) vorlegt, in dem beſcheinigt wird, daß 
er der erbetenen Werkzeuge oder Waren uſw. zur Ingangſetzung oder Fortführung ſeines 
Betriebs unbedingt bedarf. 

Unter Anſchluß eines Abdrucks der Anordnung des Reichsverwertungsamts erſuche ich 
Sie, die Handwerkskammern, für die Mehrabdrucke beigefügt ſind, zu verſtändigen und 
auch Ihrerſeits dahin zu wirken, daß von dieſem Zugeſtändnis der weiteſtgehende Gebrauch 
gemacht wird. Zu beachten wird dabei ſein, daß ein intereſſeloſes Verhalten der wirtſchaft⸗ 
lichen Vertretungen des Handwerks bei dieſem Anlaß auf die Neigung der Behörden zu 
gleichem Entgegenkommen bei anderer Gelegenheit ungünſtig einwirken müßte. Ein Ver⸗ 
zeichnis der Zweigſtellen des Reichsverwertungsamts, die mit der Durchführung der 
Verkäufe, insbeſondere der Kleinverkäufe betraut find, ift in der Anlage”) beigefügt. 


In Vertretung. 
IV 2226. Dönhoff. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 
Anlage 


Reichsſchatzminiſterium. 
Reichsverwertungsamt. Berlin, den 2. April 1919. 


Rundſchreiben Nr. 60 
an ſämtliche Zweigſtellen und bundesſtaatlichen Verwertungsſtellen. 


Bei den Verkäufen von freiwerdenden Heeres⸗ und Marinebeſtänden ſind die be— 
bechtigten Intereſſen des Handwerks und des Kleingewerbes in jeder Weiſe zu fördern; 
Anforderungen ſind nach Maßgabe des Vorrats, ſoweit irgend angängig, zu berückſichtigen. 
Im einzelnen iſt hierbei folgendes zu beachten: 

1. Kleinverkäufe an Handwerker oder Kleingewerbetreibende find bis zu höchſtens 
2000 Mark für jeden einzelnen Käufer zugelaſſen, wobei von jeder einzelnen 
Warengattung nicht mehr als für 1000 Mark abzugeben iſt. 

2. Es iſt Aufgabe der verkaufenden Stellen, eine Legitimation des Käufers und 
Beibringung einer Dringlichkeitsbeſcheinigung zu verlangen. Dieſe Beſcheinigung 
iſt von den zuſtändigen Ortsbehörden oder Handwerkskammern (Wirtſchafts⸗ 
ſtellen) auszuſtellen. 

3. Monatlich iſt hierher zu berichten, in welchem Umfange Verkäufe nach Maßgabe 
dieſer Verfügung ſtattgefunden haben. 

J. Zu den unter 1 bis 3 erwähnten Kleinverkäufen iſt jeder einzelne Handwerker 
oder Gewerbetreibende zugelaſſen. Bei Verkäufen, die über den Rahmen der 
Kleinverkäufe hinausgehen, übernimmt die örtlich zuſtändige Handwerkskammer 
(Wirtſchaftsſtelle) die Vermittelung zwiſchen dem Handwerk und der Zweigſtelle 
bezw. den örtlichen Lägern von Heeresgut. 


„Die Handwerkskammern (Wirtſchaftsſtellen) find berechtigt, den Zweigſtellen Perſön⸗ 
lichkeiten zu benennen, die von dieſen Erlaubnisſcheine und Ausweiſe zur Beſichtigung der 
Läger, zur Erbittung von Auskünften und zur Abnahme des gekauften Heeresguts erhalten. 


(Unterſchrift.) 


Das Verzeichnis gelangt hier nicht zum Abdruck. 


Anlage. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Fürſorgetätigkeit für zurückkehrende Kriegsteilnehmer. 
Berlin, den 17. April 1919. 


In dem Erlaſſe vom 18. April 1916 (HM Bl. S. 111) haben wir den Provinzen zur 
Wahl geſtellt, ob fie den ſtaatlicherſeits für die Kriegshilfskaſſen bereltgeſtellten Staats⸗ 
zuſchuß nach „dem tatſächlichen Zinsaufkommen“ oder nach einem feſten Zinsfuß verzinſen 
wollen. Bei mehreren Kriegshilfskaſſen, welche die erſtere Art der Verzinſung gewählt 
haben, beſtehen nun, wie uns berichtet worden iſt, Zweifel über die Frage der Verzinſung 
der gewährten Staatsbeihilfen. Zur Behebung der aufgetretenen Zweifel beſtimmen wir 
daher, daß die Provinzen dem Staate die Zinſen zu zahlen haben, die ſie ſelbſt erhalten. 
Demzufolge muß die Verzinſung der ſtaatlicherſeits überwieſenen Mittel, abzüglich des 
zugeſtandenen Riſikobetrags von 15%, vom Zeitpunkt des Empfanges der Staatsbeihilfen 
ab nach Maßgabe der tatſächlich vereinnahmten Zinsſätze geleiſtet werden und zwar 
ſpäteſtens am Ende jedes Rechnungsjahrs. 

Gleichzeitig wollen wir unter Aufhebung der Vorſchriften in Abſ. 2 des eingangs 
erwähnten Erlaſſes nachlaſſen, daß die Zurückzahlung der Staatsgelder derart hinaus⸗ 
geſchoben wird, daß die erſte Rate ſpäteſtens am 31. März 1923 zurückgezahlt ſein und 
die Tilgung mit Ende des Rechnungsjahrs 1928 beendet ſein muß. 

Wir erſuchen, der Kriegshilfskaſſe (für Charlottenburg, Caſſel und Kiel: den Kriegs⸗ 
hilfskaſſen) hiervon Kenntnis zu geben. 


Miniſterium für Handel 


0 Geberße Miniſterium des Innern. Finanzminiſterium. 
Im Auftrage i Im Auftrage. Im Auftrage. 
8 ; Meiiter. Sachs. 
) 


Dr. von Seefeld. 
IV 7811V M. f. H. — He 1426 M. d. J. — 1 6977 F. M. 


An die Herren Oberpräſidenten [ ' 
und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


Fürſorgetätigkeit für zurückkehrende Kriegsteilnehmer. 
Berlin, den 25. April 1919. 

Die infolge des Erlaſſes vom 30. Dezember 1915 (HM Bl. 1916 S. 6 ff.) gegrün⸗ 
deten Kriegshilfskaſſen ſind urſprünglich dazu beſtimmt geweſen, die Kreditfürſorge für 
hilfsbedürftige Kriegsteilnehmer aus dem ſelbſtändigen Mittelſtande zu übernehmen. Dabei 
ſind zum Mittelſtande nicht nur Handwerker und Kleinkaufleute gerechnet worden, ſondern 
ebenſo kleinere Landwirte und Angehörige der ſogen. freien Berufe (Arzte, Rechtsanwälte, 
Künſtler uſw.) mit einem Jahreseinkommen bis etwa 5000 1. Den Kriegsteilnehmern 
ſind ſpäter die Hilfsdienſtpflichtigen gleichgeſtellt worden, wogegen die Ausdehnung des 
Kreiſes auf nicht zum ſelbſtändigen Mittelſtande gehörende Perſonen, wie Angeſtellte und 
Arbeiter, abgelehnt werden mußte. Offen blieb bisher die Frage der Ausdehnung der 
Fürſorge der Kriegshilfskaſſen auf ſolche durch den Krieg wirtſchaftlich geſchädigte Ange⸗ 
hörige des ſelbſtändigen Mittelſtandes, die nicht zu den Kriegsteilnehmern oder Hilfsdienſt⸗ 
pflichtigen gehören. Wir würden nunmehr aber damit einverſtanden fein, wenn den von 
beachtenswerten Stellen für eine ſolche Ausdehnung geäußerten Wünſchen entſprochen 
würde, wobei daran feſtgehalten werden muß, daß auch künftig nur ſolchen Augehörigen 
des Mittelſtandes geholfen werden ſoll, welche die Gewähr für ein wirtſchaftliches Wieder- 
emporſteigen bieten. 

Allerdings läßt ſich dieſe Maßregel nicht in der Weiſe durchführen, daß den Kriegs⸗ 
hilfskaſſen ohne weiteres die erweiterte Aufgabe zugewieſen wird, da die ihnen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mittel vorausſichtlich hierfür nicht ausreichen würden. Vielmehr muß 
auf die Nutzbarmachung weiterer Mittel für die Zwecke der Kriegskredithilfe Bedacht ge— 
nommen werden. Einen Weg hierfür bietet die bereits früher angeregte Beteiligung der 
Kreditgenoſſenſchaften an der Kriegskredithilfe. Die Genoſſenſchaften und die Kriegshilfs— 
kaſſen würden alsdann künftig gemeinſam als die Träger der erweiterten Hilfsmaßnahme 
aufzutreten haben. 


— — 


Auch andere wichtige Gründe ſprechen für die Beteiligung gerade der Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften. 
Eines Kredits wird ein Angehöriger des gewerblichen Mittelſtandes auch dann noch 
bedürfen, wenn der Hilfskredit ſeinen Zweck erfüllt hat und getilgt worden iſt. Ja, ſogar 
ſchon während der Laufzeit des Hilfskredits und neben ihm wird häufig weiterer Kredit 
in Anſpruch genommen werden müſſen, um ſo eher, je beſſer der Hilfskredit ſeinen Zweck 
erreicht und je mehr das Geſchäft des Kreditnehmers in Gang kommt. Für die Ge⸗ 
währung des ordentlichen Geſchäftskredits kommen aber bei den Angehörigen des gewerb⸗ 
lichen Mittelſtandes hauptſächlich die Kreditgenoſſenſchaften in Betracht. Je eher daher 
der den Hilfskredit in Anſpruch Nehmende eine Geſchäftsverbindung mit der Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaft aufnimmt, um ſo leichter wird ſich die Überleitung des Hilfskredits in ordentlichen 
Geſchäftskredit vollziehen. Bei vielen, die Hilfskredit beanſpruchen, werden auch noch alte 
Schuldverbindlichkeiten bei Kreditgenoſſenſchaften laufen. Ihre Ordmmg, die Vorbedingung 
für den Erfolg eines Hilfskredits ift, wird dadurch, daß die Genoſſenſchaft auch an der 
Gewährung des Hilfskredits beteiligt wird, erleichtert. Endlich aber iſt es erwünſcht, zwecks 
Vermeidung von mißbräuchlicher Benutzung von Hilfskrediten bei mehreren Quellen, daß 
die Auszahlung aller Kredite bei einer Stelle zuſammengelegt wird. Dies kann nach allem 
nur die Kreditgenoſſenſchaft ſein, welche der Bewerber als ſeine allgemeine Bankſtelle benutzt 
und auswählt. 


Zu einer Mitwirkung bei der Hilfsmaßnahme ſtehen den Genoſſenſchaften infolge der 
gegenwärtigen Geldflüſſigkeit reichliche Mittel zur Verfügung. In Zeiten einer ſpäter etwa 
eintretenden Geldknappheit werden ſie auf ihre ordentlichen Geldgeber zurückgreifen können. 
Hier kommt die durch das Geſetz vom 5. September 1918 (Geſetzſamml. S. 153 ff.) erfolgte 
Erhöhung des Grundkapitals der Preußiſchen Central⸗Genoſſenſchaftskaſſe um 50 Millionen 
Mark, von denen 25 Millionen Mark der Anſtalt bereits zugeführt worden ſind, den Ge⸗ 
noſſenſchaften zugute, ebenſo wie die Vorſchrift, daß die Preußiſche Central⸗Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe künftig nicht nur mit Verbandskaſſen, ſondern auch mit Einzelgenoſſenſchaften, deren 
Kreditbedarf nach Art und Umfang von Vereinigungen und Verbandskaſſen eingetragener 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften nicht gedeckt wird oder von deren Eingliederung 
in ſolche aus wirtſchaftlich berechtigten Gründen abgeſehen iſt, in Kreditverkehr zu treten 
in der Lage iſt. . 
Wenn die mit den Hilfskrediten erſtrebten Zwecke erreicht werden ſollen, werden für 
ſie nicht diejenigen Unterlagen und Sicherheiten gefordert werden können, welche die Ge— 
noſſenſchaſten für ihre ordentlichen Kredite verlangen müſſen. Die Hilfskredite ſind daher 
mit einer größeren Verluſtgefahr belaſtet, die allein zu übernehmen den Genoſſenſchaften 
als privatwirtſchaftlichen Unternehmungen, für welche die Mitglieder die Haftpflicht tragen, 
nicht zugemutet werden kann. Sollen die Kreditgenoſſenſchaften künftig an der Gewährung 
von Hilfskrediten beteiligt werden, ſo werden die mit öffentlichen Mitteln ausgeſtatteten 
Kriegshilfskaſſen bereit ſein müſſen, an der Tragung der den Genoſſenſchaften aus dieſer 
Gewährung entſtehenden Verluſte in angemeſſenem Verhältnis mitzuwirken. Die Kriegs- 
hilfskaſſe hätte daher einer Genoſſenſchaft, welche ſich zur Gewährung von Hilfskrediten 
bereit erklärt, den Wiedereingang eines Teilbetrags zu gewährleiſten. Wie hoch der von 
der Kriegshilfskaſſe zu gewährleiſtende Teilbetrag eines von der Genoſſenſchaft gewährten 
Hilfskredits zu bemeſſen iſt, wird der beſonderen Vereinbarung nach Lage des Falles vor⸗ 
zubehalten ſein. Dabei wird aber daran feſtzuhalten ſein, daß zur Sicherſtellung der not⸗ 
wendigen Sorgfalt bei der Behandlung der Kreditanträge und bei der Überwachung der 
Schuldner die Genoſſenſchaft bei jedem Darlehen einen angemeſſenen Verluſtanteil, etwa 
15 bis 20 Prozent des entſtehenden Verluſtes, ſelbſt zu tragen hat. Je beſſer eine von 
der Genoſſenſchaft beigebrachte berufliche Begutachtung des Antrags durchgeführt iſt und 
je höher der Teilbetrag iſt, den die Genoſſenſchaft auf eigene Gefahr zu übernehmen bereit 
iſt, um ſo leichter wird der Kriegshilfskaſſe die Entſcheidung ſein. 

Arbeitsteilig kann dann die eigentliche Gewährung der Hilfskredite den Genoſſen⸗ 
ſchaften überlaſſen werden, während die Kriegshilfskaſſen ſich darauf beſchränken, auf Grund 
der ihnen zur Verfügung ſtehenden Mittel und etwa für ſie übernommener Haftverbind— 
lichkeiten und Gewährleiſtungen ihrer Träger den Genoſſenſchaften gegenüber für die von 
dieſen ausgegebenen Darlehen Gewährleiſtungen in der in Frage kommenden Höhe zu 
übernehmen. Es wird im übrigen auch nichts dagegen einzuwenden ein, daß die Kriegs- 
hilfskaſſen ihre Mittel, ſolange fie nicht auf dieſe zwecks Deckung von Ausfällen zurück⸗ 
greifen müſſen, in der Hilfsmaßnahme ſelbſt nutzbar machen. Zur Aufrechterhaltung 
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der Arbeitsteilung zwiſchen ihnen und den Genoſſenſchaften würde es zwar nicht tunlich 
jein, He auch ferner in regelmäßigem Geſchäftsverkehre noch einzelnen Darlehnsnehmern 
unmittelbar zuzuführen. Vielmehr wären die Antragſteller zwecks Beſchaffung des Hilfs⸗ 
darlehus an eine Kreditgenoſſenſchaft zu verweiſen. Dagegen könnten die Kriegshilfskaſſen 
ihre Mittel auf Antrag einer Genoſſenſchaft, welche Hilfskredite gewährt, im Rahmen der 
von der Kriegshilfskaſſe übernommenen Gewährleiſtung zuführen. Aber auch hierbei wäre 
es nicht zweckmäßig, ſie ſolchen Genoſſenſchaften unmittelbar zuzuführen, die an eine ge⸗ 
noſſenſchaftliche Verbandskaſſe angeſchloſſen find, welche mit der Preußiſchen Central-Ge— 
noſſenſchaftskaſſe in Geſchäftsverkehr ſteht. Solche Genoſſenſchaften dürften vielmehr, wenn 
ſie Mittel der Kriegshilfskaſſen darlehnsweiſe beziehen wollen, die Vermittelung der Preu— 
ßiſchen Central-Genoſſenſchaftstaſſe in Auſpruch zu nehmen haben. Die Kriegshilfskaſſe 
hat es dann bei Nutzbarmachung ihrer Mittel nicht mit einer großen Anzahl von Einzel— 
genaſſenſchaften zu tun, ſondern lediglich mit der Preußiſchen Central-Genoſſenſchaftskaſſe, 
was ihren Geſchäftsvertehr ungemein erleichtern würde. Die Preußiſche Central⸗Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe hat ſich bereit erklärt, ſolche Darlehen der Kriegshilfskaſſen an Einzelgenoſſen⸗ 
ſchaften den Verbandskaſſen dieſer Genoſſenſchaften zu den Zinsſätzen in Rechnung zu 
ſtellen, welche die Kriegshilfskaſſe hierfür feſtſetzt. 

Hatte man im Jahre 1915 die Verluſtgefahr bei den Hilfskrediten auf 15 Prozent 
veranſchlagen zu können geglaubt, ſo wird man jetzt bei den ſchweren Störungen unſeres 
Wirtſchaftslebens ſeit der Umwälzung die Verluſtgefahr höher einſchätzen müſſen. Den 
Kriegshilfskaſſen ſtehen rund 29 Millionen Mark Staatsgelder und daneben rund 24 Mil⸗ 
lionen Mark von anderen Trägern der Kriegshilfskaſſen aufgebrachte Mittel zur Verfügung, 
wozu noch 15 bis 20 Millionen Mark kommen dürften, die von dritter Seite bereitgeſtellt 
ind, jo daß auf etwa 70 Millionen Mark gerechnet werden kann. 

Zwecks Ermöglichung einer Erweiterung der Hilfsmaßnahmen auf dieſer Grundlage 
bin ich, der mitunterzeichnete Finanzminiſter, trotz der dringend gebotenen äußerſten Spar⸗ 
ſamkeit bereit, die Deckung eines über 15 Prozent der ſtaatlichen Mittel — bis zu etwa 
30 Prozent hinausgehenden Verluſtbetrags zu genehmigen, wenn und inſoweit die 
übrigen bei der Kriegshilfskaſſe Beteiligten an der Tragung der entſtehenden Verluſte im 
Verhältnis ihrer Kapitalbeteiligung teilnehmen. Hierdurch würden ſchon ſehr erhebliche 
Beträge zur Bewilligung von Hilfsdarlehen der Genoſſenſchaften gewährleiſtet werden können. 

Zur Gewährung von Darlehen an Einzelperſonen werden die Kriegshilfskaſſen nur 
dann Veranlaſſung haben, wenn es einem Kreditſuchenden nicht gelingt, eine Genoſſenſchaft 
zur Hergabe des Darlehens, trotzdem ein Teilbetrag von der Kriegshilfskaſſe gewährleiſtet 


wird, zu bewegen, wo aber trotzdem nach Anſicht der Kriegshilfskaſſe die Gewährung am 


Platze ift. 

Häufig werden die Bewerber um einen Hilfskredit bereits Mitglied einer Kredit⸗ 
genoſſenſchaft fein. Soweit das nicht der Fall it, dürften fie ſchon aus Gründen ihrer 
allgemeinen Geld- und Kreditwirtſchaft bereit ſein, die Mitgliedſchaft zu erwerben, beſonders 
da der Anſchluß an eine Kreditgenoſſenſchaft den Kreditſuchenden nicht weſentlich belaſtet. 
Die Einzahlung des Geſchäftsanteils kaun meiſt in kleineren Beträgen erfolgen. Da in- 
deſſen die Mitgliedſchaft bei einer Kreditgenoſſenſchaſt auch mit Haftpflicht verbunden it, 
möchte es nicht tunlich fein, eine ſtärkere Einwirkung auf Antragſteller zwecks Anſchluſſes 


an eine Kreditgenoſſenſchaft, namentlich an eine beſtimmte Kreditgenoſſenſchaft auszuüben. 


Wo aber der Antragſteller grundſätzlich den Erwerb der Mitgliedſchaft einer Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaft ablehnt, durfte beſonders feſtzuſtellen fein, ob bei ihm überhaupt die in einer geord- 
neten Geld- und Kreditwirtſchaft des eigenen Geſchäfts liegende Vomusſetzung für die Er⸗ 
reichung der Zwecke eines Hilfskredits gegeben iſt. 

Die Kriegshilfskaſſen werden auch nicht unterſchiedslos mit jeder Kreditgenoſſenſchaft 
durch Gewährleiſtung von Hilfskrediten in Geſchäftsverbindung treten können, ſondern nur 
mit geſunden und einwandfreien Genoſſenſchaften. Beſonders wird darauf zu achten ſein, 
daß die Genoſſenſchaft ſich der Reviſion eines Genoſſenſchaftsverbandes unterſtellt hat. 
Ergeben ſich bei der Auswahl der Genoſſenſchaft Schwierigkeiten, ſo wird das Gutachten 
des Genoſſenſchaftsverbandes, dem die Genoſſenſchaft angehört, einzuholen ſein. 

Bei der auf der vorſtehend dargelegten Grundlage aufgebauten Hilfsmaßnahme würde 
ein Kreditantrag folgende Behandlung erfahren: 

Der Antrag wird von dem Antragſteller bei einer Kreditgenoſſenſchaft eingereicht, die 
der Antragſteller ſelbſt auswählt oder bei deren Auswahl er von ſeiner Berufsorganiſation 
(Innung, Handwerkskammer, Landwirtſchaftlicher Verein, Landwirtſchaftskammer, Handels⸗ 
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kammer uſw.) unterſtützt wird. Etwa an die Kriegshilfskaſſe unmittelbar eingereichte 
Anträge werden dem Antragſteller mit entſprechendem Hinweis zurückgegeben, ſofern nicht 
die Abgabe an eine Kreditgenoſſenſchaft unmittelbar möglich iſt. . 

Die Genoſſenſchaft bildet ſich in Behandlung eines eingegangenen Antrags möglichſt 
unter Hinzuziehung von Sachverſtändigen aus der Berufsorganiſation des Antragſtellers 
ein Urteil, ob die Gewährung des Darlehns die Erreichung des Zweckes der Kredithilfe, 
die geſchäftliche Wiederaufrichtung des Antragſtellers wahrſcheinlich erſcheinen läßt; ferner, 
welchen Teilbetrag des Darlehns ſie auf eigene Gefahr und unter Einforderung der dem 
Darlehnsnehmer etwa zur Verfügung ſtehenden Sicherheiten gewähren kann und für welchen 
Teilbetrag ſie einer Gewährleiſtung der Kriegshilfskaſſe bedarf. Namentlich wird es not⸗ 
wendig ſein, die Gewährung des Darlehns von einer Ordnung der früheren Schulden und 
ihrer Rückzahlungsbedingungen abhängig zu machen, damit nicht die neuen Vorſchüſſe nur 
den alten Gläubigern zugute kommen und ihrer eigentlichen Zweckbeſtimmung, der wirt— 
ſchaftlichen Wiederaufrichtung des Darlehusnehmers, entzogen werden. Dieſe Einigung zu 
betreiben, wird Sache des Schuldners ſein. Schlichtungsausſchüſſe und Einigungsämter 
werden hierbei vermittelnd helfen könneu. Aber auch die Genoſſenſchaften ſelbſt werden 
an der Erreichung einer Einigung mitzuarbeiten in der Lage ſein. 

Sofern die Genoſſenſchaft nicht zu einer gänzlichen Ablehnung des Geſuchs' kommen 
muß, ſondern bereit iſt, mindeſtens 15 bis 20 Prozent des Darlehnsbetrags auf eigene 


Gefahr zu geben, ſendet ſie den Antrag mit dem etwa dazu eingezogenen Gutachten der 


Berufsorganiſation des Antragſtellers an die Kriegshilfskaſſe oder einen von dieſer mit der 
weiteren Bearbeitung betrauten Vertrauensausſchuß. 

Die Übernahme der Gewährleiſtung des in Betracht kommenden Darlehnsteils ſowie 
die Zeit, für welche die Gewährleiſtung gilt, kaun der Genoſſenſchaft vordruckmäßig bekannt 
gegeben werden. Wir legen Wert darauf, daß die Einrichtungen ſo getroffen werden, daß 
die Erledigung der Geſuche beſchleunigt wird, ſodaß die früher nie zum Schweigen gekom⸗ 
menen Klagen über eine zu langſame bürokratiſche Behandlung verſtummen. Auf die 
unverzügliche Behandlung der Kreditanträge bei der Kreditgenoſſenſchaft hat nunmehr auch 
der Darlehnsnehmer durch Geltendmachung ſeiner Mitgliedſchaftsrechte ſelbſt Einfluß. 

Der geſamte Auszahlungs- und Ruͤckzahlungsverkehr liegt bei einer ſolchen Aus⸗ 
geſtaltung der Maßnahme vollſtändig der Kreditgenoſſenſchaft ob. Nach Ablauf der Zeit, 
für welche die Gewährleiſtung der Kriegshilfskaſſe lautet, wandelt ſich der Kredit, wenn 
die Genoſſenſchaft bis dahin die Kriegshilfskaſſe nicht unter Nachweis eines etwa entſtan— 
denen Verluſtes in Anſpruch genommen hat, von ſelbſt in einen ordentlichen Gefchäfts- 
kredit des Darlehnsnehmers bei der Genoſſenſchaft um. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß jede Genoſſenſchaft über die Beträge, für die eine Kriegs⸗ 
hilfskaſſe in jedem einzelnen Falle eine Gewährleiſtung trägt, ein genaues Verzeichnis zu 
führen hat, aus dem ſich dann auch der Geſamtbetrag der der Genoſſenſchaft gegenüber 
laufenden Bürgſchaftsleiſtungen der Kriegshilfskaſſe ergibt; ferner, daß ſie ſich verpflichten 
muß, der Kriegshilfskaſſe jederzeit auf deren Verlangen Mitteilung über den Stand der 
Geſamtſchuld verbindlichkeit eines Darlehnsnehmers gegenüber der Genoſſenſchaft ſowie über 
die Geſtaltung des Geſchäſtsverkehes mit ihm zu machen. Dagegen möchte es ſich im 
allgemeinen und wo nicht beſondere Gründe eine andere Behandlung zweckmäßig 
erſcheinen laſſen, nicht empfehlen, bei der Genoſſenſchaft den von einer Kriegshilfskaſſe 
gewährleiſteten Teilbetrag einer Schuld des einzelnen Darlehnsnehmers auf ein für dieſen 
geführtes ſelbſtändiges Konto zu übernehmen, damit die Einheitlichkeit des geſamten Geld— 
und Kreditverkehrs der Genoſſenſchaft mit dem Darlehnsnehmer nicht beeinträchtigt wird. 

Wir erſuchen, unverzüglich mit den Trägern der Kriegshilfskaſſen wegen des hier 
empfohlenen Ausbaues zu verhandeln und uns baldmöglichſt über das Ergebnis Ihrer 
Bemühungen unter Beifuͤgung der gefaßten Veſchlüſſe zu berichten. 


Miniſterium für Handel 


und Gewerbe. Sinanzmänlerhäu: des Innern. 
In Vertretung. In 5 “w a he 
Dönhoff. Dr. Buſch. Roedenbeck. 


IV 2730/11b 1852 M f. H. — Ile 1451 M. d. J. — 15868 F. M. 
An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 
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Y. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Filmen für Lehrzwecke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 22. April 1919. 


Das Beſtreben, das bewegte Lichtbild für Lehrzwecke nutzbar zu machen, hat erfreulicher— 
weiſe dazu geführt, daß auch die Filminduſtrie ſich neuerdings mehr als bisher der Her⸗ 
ſtellung von Lehrfilmen zuwendet. Zur Förderung dieſer Beſtrebungen iſt auf Veranlaſſung 
der beteiligten Miniſterien (Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, Mini- 
ſterium des Innern, Miniſterium für Handel und Gewerbe, Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, Kriegsminiſterium) bei dem Zentralinſtitut für Erziehung und 
Unterricht in Berlin W 35, Potsdamer Str. 120, eine Beratungs- und Prüfungsſtelle für 
Lehrfilme (Bildſtelle) eingerichtet worden, die die Aufgabe hat: i 

1. ſich über das Bedürfnis nach Lehrfilmen zu unterrichten, 

2. Aufgaben und Auregungen für Lehrfilme auf ihre Eignung für Zwecke der 
beteiligten Verwaltungen zu prüfen, 

3. die Filmerzeuger ſachverſtändig zu beraten, insbeſondere ihnen geeignete 
Bearbeiter für Lehrfilme und Begleitvorträge namhaft zu machen und 

4. die fertigen Lehrfilme und Begleitvorträge zu prüfen und über das Ergebnis 
der Prüfung Beſcheinigungen auszuſtellen. ; 

Ich erſuche, die Vorſtände (Kuratorien uſw.) der Zac: und Fortbildungsſchulen meiner 
Verwaltung hiervon mit dem Bemerken in Kenntnis zu ſetzen, daß die Beſcheinigungen 
der Bildſtelle des Zentralinſtituts über die Eignung der Filme für Lehrzwecke amtliche 
Geltung haben. 

In Auftrage. 
IV 2355. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ftatt.) 


Literatur zur Berufsberatung. 


1. Materialmappe für Berufsämten (Erlaſſe, Vordrucke, Statiſtiken, Entwürfe, 
Literaturverzeichnis uſw.). Herausgegeben vom Ausſchuß für Berufsberatung, Berlin W. 50, 
Augsburger Straße 60. Preis etwa 12.6. 

2. Zeitſchrift „Bexufsberatung“, Beilage zum Arbeitsnachweis in Deutſchland. 
Herausgegeben vom Ausſchuß für Berufsberatung unter Mitwirkung des Verbandes 
deutſcher Arbeitsnachweiſe. Schriftleitung: Landesgewerberat Schindler und Dr. Hilde 
Radomski. Berlin W. 50, Augsburger Straße 60. Preis jährlich 10 Je. 


3. Beiträge zur Berufsberatung. 1. Heft. Herausgegeben vom Zentralinſtitut 
für Erziehung und Unterricht. Berlin 1919. Mittler & Sohn. 


4. Flugſchriften zur Berufsberatung. Herausgegeben vom Zentralverein für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen in Gemeinſchaft mit dem Ausſchuß für Berufsberatung 
der Zeutralſtelle für Volkswohlfahrt. Heft 1: Über die Notwendigkeit und die Aufgaben 
der Berufsberatung. Von Geheimen Regierungsrat Dr. Kühne. Berlin 1919. Verlag 
von Leonhard Simion Nachf. 


5. Berufswahl und Berufsberatung. Einführung in die Praxis von kllrich, 
Piorkowski, Nenke, Wolff, Bernhardt. Berlin 1919. Trowitzſch & Sohn. 
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6. Fiſcher. Über Beruf, Berufswahl, Berufsberatung als e 
fragen. Leipzig 1918. Quelle & Meyer. 


N 7. Levy-Nathenau. Die deutſche Frau im Beruf. 5. Auflage. Berlin 1917. 
Moeſer. . I ; 


Welche Lehren ergeben ſich aus der öffentlichen Angeſtelltenverſicherung 
für die Sozialiſierung der privaten Lebeusverſicherung! Von Dr. Paul Brunn, 
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